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Die eidgenössischen Volksabstimmungen 
1874—1931 

Von Dr. Fritz Giovanoli (Bern) 

1. Vorbemerkungen 
Das Verfassungsrecht der Schweiz unterscheidet bei Volksabstimmungen das 

Verfassungsreferendum im eigentlichen Sinne, die Volksinitiative und das Gesetzes­
referendum. 

a) Das V e r f a s s u n g s r e f e r e n d u m (Art. 123 der BV). Beschliesst die 
Bundesversammlung eine Verfassungsänderung, so erlangt diese erst Rechtskraft, 
wenn sie in einer Volksabstimmung von der Mehrheit der gültigen Stimmen und 
der Mehrheit der Kantone (Stände) angenommen ist. Für die Standesstimme 
ist Annahme oder Verwerfung in der Volksabstimmung massgebend. Der Volks­
entscheid ist für jede Verfassungsänderung o b l i g a t o r i s c h , d. h. zwingend, und 
verlangt somit nicht zuerst ein Begehren durch eine Anzahl Bürger, wie das beim 
Gesetzesreferendum der Fall ist. 

b) Das G e s e t z e s r e f e r e n d u m (Art. 89 der BV). Alle Bundesgesetze sowie 
allgemein verbindliche Bundesbeschlüsse, die nicht dringlicher Natur sind, erhalten 
erst Rechtskraft, wenn für sie keine Referendumsabstimmung verlangt wird. Sie 
sind somit dem f a k u l t a t i v e n Referendum unterstellt. Auf Begehren von 30.000 
stimmberechtigten Bürgern oder (was weniger bekannt ist) von 8 Kantonen muss 
eine Volksabstimmung stattfinden. Im Gegensatz zum obligatorischen Ver­
fassungsreferendum verlangt das Gesetzesreferendum für die Annahme lediglich 
eine Mehrheit der an der Abstimmung teilnehmenden und gültig stimmenden 
Bürger, nicht aber eine Mehrheit der Standesstimmen. Diese Bestimmung er­
leichtert die Annahme von Gesetzesvorlagen und erschwert diejenige von Ver­
fassungsvorlagen in Volksabstimmungen. 

Die für das fakultative Gesetzesreferendum notwendigen 30.000 Unter­
schriften müssen innert 90 Tagen nach Veröffentlichung im Bundesblatt (der 
sogenannten Referendumsfrist) dem Bundesrat eingereicht werden. 

c) Die V o l k s i n i t i a t i v e auf Teilrevision der Bundesverfassung (Art. 121 
der BV). 50.000 stimmberechtigte Schweiz erb ürger können das Begehren auf 
Erlass, Aufhebung oder Abänderung bestimmter Artikel der Bundesverfassung 
stellen. Diese sogenannten Initiativbegehren können in Form der allgemeinen 
Anregung oder des ausgearbeiteten Entwurfs eingereicht werden. Für die An­
nahme einer Initiative ist, wie bei anderen Verfassungsvorlagen, eine Mehrheit 
der an der Abstimmung teilnehmenden Bürger und eine solche der Kantone not­
wendig. 
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d) R e f e r e n d u m gegen S t a a t s v e r t r ä g e (Art. 89 der BV). Staats­
verträge mit dem Ausland, welche für die Dauer von mehr als 15 Jahren abge­
schlossen sind, unterliegen ebenfalls dem fakultativen Referendum. Massgebend 
sind die gleichen Bestimmungen wie beim Gesetzesreferendum (s. Abschnitt b). 

Das obligatorische Verfassungsreferendum enthielt schon die alte 1848er 
Verfassung. Das fakultative Gesetzesreferendum wurde in der neuen Bundes­
verfassung des Jahres 1874 verwirklicht. Mit diesem Zeitpunkt beginnt eigent­
lich erst die Ära der direkten Demokratie auf eidgenössischem Boden. 

Die Volksinitiative ist als Bestandteil des Rechts der reinen Demokratie 
erst viel später, nämlich im Jahre 1891, in die Bundesverfassung aufgenommen 
worden. (Volksabstimmung vom 5. Juli 1891.) Es ist jedoch zu beachten, dass 
das Recht der Volksinitiative nur in der Form der Verfassungsinitiative be­
steht, während die Gesetz es initiative noch fehlt. Da weder Bundesrat noch 
Bundesversammlung das Prüfungsrecht darüber besitzen, ob ein Initiativbegehren 
auf Einführung eines neuen Artikels vernunftgemäss überhaupt in das Verfassungs­
recht gehört oder nicht, sind wegen des Fehlens der Gesetzesinitiative schon oft 
Postulate in Form der Verfassungsinitiative gestellt worden, die zweckmässiger 
der Gesetzgebung vorbehalten bleiben. 

Das Referendumsrecht gegen S t a a t s v e r t r a g e ist die Frucht einer Volks­
initiative, die in der Abstimmung vom 30. Januar 1921 mit sehr grossem Mehr 
angenommen wurde. 

Von diesem Recht, das dem Volke auch auf dem Gebiet der Aussenpolitik 
die Möglichkeit selbständiger Entscheidung gibt, wurde zum erstenmal durch das 
Referendum gegen die Ratifikation des Zonenabkommens mit Frankreich Ge­
brauch gemacht. Dieses vom Bundesrat vorgeschlagene Abkommen würde in der 
Volksabstimmung vom 18. Februar 1923 mit erdrückendem Mehr verworfen. 

2. Die Zahl der eidgenössischen Volksabstimmungen 

Welcher Gebrauch von den Volksrechten se i t I n k r a f t t r e t e n der neuen 
B u n d e s v e r f a s s u n g des J a h r e s 1874 bis Ende 1931 gemacht worden ist, 
geht aus den folgenden Angaben hervor. 

Es gelangten nämlich zur Volksabstimmung: 
a) 38 V e r f a s s u n g s v o r l a g e n (die das obligatorische Referendum er­

heischen); 30 wurden angenommen und 8 verworfen. 
b) 40 Gese t ze svo r l agen , die auf Grund eines Referendumsbegehrens dem 

Volksentscheid unterstellt werden mussten und von denen 14 angenommen und 
26 verworfen worden sind. 

c) 28 V o l k s b e g e h r e n , einschliesslich einiger Gegenentwürfe, die von der 
Bundesversammlung der Initiative gegenübergestellt wurden. 9 dieser Vorlagen 
sind angenommen und 19 verworfen worden. 

Insgesamt wurden demnach seit 1874 bis Ende 1931 106 Vorlagen dem Volks­
entscheid unterbreitet. Je 53, also genau die Hälfte derselben wurden angenommen 
resp. verworfen. Wie die obige Aufstellung zeigt, ergibt sich indessen für die drei 
Abstimmungstypen (Verfassungsvorlage, fakultatives Referendum und Volks-
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begehren) ein verschiedenes Bild. — Am Schluss dieses Aufsatzes findet sich eine 
Zusammenstellung aller Volksabstimmungen mit den wichtigsten statistischen 
Daten. 

Die 106 Abstimmungsvorlagen gelangten an 75 Abstimmungen zum Volks­
entscheid, da eine grosse Zahl von Verfassungs- und Gesetzesentwürfen, sowie 
Initiativbegehren gleichzeitig dem Urteil des Volkes unterbreitet wurde. Im 
Zeitraum von 57 Jahren gab es nur deren 12, in denen keine eidgenössische Ab­
stimmung stattfand. In 8 Jahren wurden die Urnen für einen eidgenössischen 
Volksentscheid (also uneingerechnet die Wahlen) jeweilen dreimal und in 14 
Jahren je zweimal aufgestellt. Zählt man daneben auch noch die Urnengänge 
für eidgenössische, kantonale und städtische Wahlen und Vorlagen hinzu, so 
kann man ohne Übertreibung sagen, dass es Jahre gibt, wo das Stimmen und 
Wählen namentlich in Kantonen mit obligatorischem Referendum während der 
«politischen Saison» zur Sonntagsbeschäftigung des Bürgers gehört. 

3. Die Zahl der Stimmberechtigten 
Stimmberechtigt ist in der Schweiz jeder schweizerische Bürger, der das 

20. Altersjahr zurückgelegt hat. Es ist für ausländische Leser, in deren Heimat 
das Frauenstimmrecht bereits eine Selbstverständlichkeit darstellt, notwendig, 
darauf hinzuweisen, dass dieses Stimmrecht nur der m ä n n l i c h e Schweizerbürger 
besitzt. Die Gesamtzahl der Stimmberechtigten stellt das dar, was man als 
Souverän oder als «Volk» im politischen Sinn bezeichnet. 

Für eidgenössische Abstimmungen ist die Zahl der Stimmberechtigten erst 
seit 1879 festgestellt. Die folgende Tabelle stellt für die Jahre der Volkszählungen 
die Zahl der Stimmberechtigten derjenigen der Wohnbevölkerung und der 
Schweizerbürgerbevölkerung als eigentlicher Beziehungsgrösse gegenüber: 

Jahr 

1880 
1888 
1900 
1910 
1920 
1930 

Wohnbevölkerung 

2.831.000 
2.918.000 
3.315.000 
3.753.000 
3.880.000 
4.066.000 

Schwcizerbürger 

2.635.000 
2.688.000 
2.932.000 
3.201.000 
3.478.000 
3.717.000 

Stimmberechtigte 

im ganzen 

635.000 
654.000 
748.000 
824.000 
965.000 

1.091.000 

in Prozent der 

Wohn­
bevölkerung 

22)4 

22,4 

22,6 

22„ 
24,9 

27,0 

Schweizer­
bürger 

24(1 

24,3 
25„ 
25,6 

27„ 
29,4 

Es geht daraus hervor, dass im Zeitraum eines halben Jahrhunderts die Zahl 
der Stimmberechtigten von 635.000 auf rund l,x Million angewachsen ist. Die 
Zunahme macht 76 % aus, während die Schweizerbürgerbevölkerung nur um 
43 % gestiegen ist. Das hat zur Folge, dass der Anteil der Stimmberechtigten am 
Bestand der Wohnbevölkerung wie der Schweizerbürgerbevölkerung immer 
grösser wurde. 1880 waren 24 % der Schweizerbürger stimmberechtigt, 1920 
27,7 % und 1930 fast 30 %. 
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Diese Erscheinung findet ihre Erklärung darin, dass die durchschnittliche 
Lebensdauer des Menschen heute eine grössere als in früheren Zeiten ist. Die 
Sterbeziffer, d. h. die Zahl der Todesfälle ist im Verhältnis zur Bevölkerungszahl 
konstant zurückgegangen. Die Bevölkerung ist, wie sich die Bevölkerungsstatistiker 
nicht gerade glücklich ausdrücken, «überaltert». Damit steigt selbstverständlich 
der im stimmfähigen Alter stehende Bevölkerungsteil. 

4. Die Zahl der Unterschriften bei Volksbegehren 
a) Bei Initiativen 

Für das Zustandekommen einer Volksinitiative, die für Aufhebung, Ab­
änderung oder Aufnahme von Verfassungsbestimmungen notwendig ist, sind 
50.000 gültige Unterschriften von stimmfähigen Bürgern erforderlich. Dieses 
Verfassungsrecht besteht, wie bereits bemerkt, seit 1891. 

Bisher sind 26 Volksbegehren zustande gekommen. Die Tabelle S. 427 orientiert 
über die Zahl der jeweilen eingereichten Unterschriften. Die erste Jahreszahl 
hinter der Anführung des Volksbegehrens gibt das Jahr der E i n r e i c h u n g der­
selben an, währenddem die sich dahinter befindliche Jahreszahl das A b s t i m ­
mungsjahr bezeichnet. Um ein richtiges Bild über die Höhe der Unterschriften­
zahl im Verhältnis zum Bestand der Stimmberechtigten geben zu können, ist die 
Stimmberechtigtenzahl zur Zeit der Unterschriftensammlung und nicht der 
Abstimmung berücksichtigt worden. Die Zusammenstellung enthält ferner noch 
die Angabe über die Stimmbeteiligung bei der Abstimmung und einen kurzen 
Hinweis über das Resultat derselben. 

Vom R e c h t des Gegenvor sch l ags hat die Bundesversammlung viermal 
Gebrauch gemacht. In zwei Fällen, nämlich bei der 1906 eingereichten Initiative, 
die eine Gesetzgebung über die Wasserkräfte verlangte, sowie bei der 1928 zu­
stande gekommenen Ordensverbotinitiative wurde das Volksbegehren von den 
Initianten zugunsten des Gegenvorschlages zurückgezogen. Beide Vorlagen 
gelangten dann auch in der Volksabstimmung zur Annahme. Ein Gegenvorschlag 
kam in zwei weiteren Fällen gleichzeitig mit der Initiative zur Abstimmung. Das 
einemal ohne Erfolg bei der Abstimmung über das Volksbegehren, das ein Verbot 
der Errichtung von Spielbanken postulierte. Ferner bei der Abstimmung, die 
nach der Ablehnung des Getreidemonopols das Volksbegehren betreffend eine 
monopolfreie Getreideversorgung notwendig machte. Das Ergebnis der Ab­
stimmung vom 3. März 1929 war dann die Annahme des Gegenvorschlags, der 
sich grundsätzlich von dem gleichen Gedanken leiten Hess, während die Initiative 
von den Urhebern fallen gelassen und auch abgelehnt wurde. 

Das Volksbegehren, das absolut und verhältnismässig die g r ö s s t e U n t e r ­
s c h r i f t e n z a h l auf sich vereinigte, war die A b s i n t h v e r b o t - I n i t i a t i v e , die 
rund 168.000 Unterschriften gleich 21 % der Stimmberechtigten zusammen­
brachte. 

Eine grosse Zahl von Unterschriften will noch nichts für einen positiven 
Ausgang der Volksabstimmung besagen. Das beweisen z. B. die Volksbegehren 
auf Wahrung der Volksrechte in Zollfragen mit 15,5 %, für das Gemeindeverbot 
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mit 15,! %, für Aufhebung der Militärjustiz mit 13,5 %, die alle mit erdrückendem 
Mehr abgelehnt wurden. 

In den letzten Jahren verlangte man im Hinblick auf die stark angestiegene 
Zahl der Stimmberechtigten oft die Erhöhung des für Volksbegehren erforder­
lichen Quorums von 50.000 Unterschriften. Ob eine solche Revision einen prak­
tischen Nutzen hätte, ist indessen fraglich. Eine Prüfung der Unterschriften­
zahlen für die Volksbegehren der letzten zwei Jahrzehnte zeigt, dass alle grossen 
und politisch wichtigen Initiativen auch bei einem Quorum von z. B. 75.000 oder 
gar 100.000 Stimmen zustande gekommen wären. Bei einigen politisch weniger 
bedeutsamen Initiativen, die nur 50.000 bis 60.000 Unterschriften einreichten, 
ist zu sagen, dass die Urheber die Kampagne eben einstellten, sobald die not­
wendige Zahl von Unterzeichnern festgestellt war. Bei der Mehrzahl der fraglichen 
Volksbegehren wäre es den grossen Verbänden oder politischen Gruppen, die 
hinter ihnen standen, möglich gewesen, ohne grosse Anstrengung einige 10.000 
Stimmen mehr Unterschriften zusammenzubringen. Eine w i r k s a m e Erhöhung 
des Minimums, durch die vielleicht einige wenige Initiativen von politischen Aussen-
seitern verunmöglicht worden wären, hätte eine solche auf 100.000 erfordert. Eine 
derartige Revision würde jedoch kaum den Segen des Souveräns finden, da es 
ja gerade die kleinen politischen Gruppen, die Verbände und die politisch Un­
organisierten sind, die ein Interesse am heute unbestreitbar sehr kleinen Quorum 
besitzen. Zudem ist darauf hinzuweisen, dass alle diese Aussenseiterinitiativen, 
die zum grossen Teil ausgesprochen reaktionären Charakter aufwiesen (Schutz­
haftinitiative, Volksbegehren betreffend das Einbürgerungswesen und wegen Ge­
fährdung der Landessicherheit) stets ohne grossen Kräfteeinsatz wuchtig ver­
worfen wurden. 

Von den 26 eingereichten Volksbegehren gelangten nur 6 zur A n n a h m e . 
Es sind die Initiativen für Annahme des Schächtverbotes (1893), des Absinth­
verbotes (1908), für Einführung der Proportionalwahl des Nationalrates (1918, 
nach den zwei vergeblichen Versuchen im Jahre 1900 und 1910), das Spielbanken­
verbot (1920), die Unterstellung von Staatsverträgen unter das Referendum (1921), 
die Aufhebung des 1920 angenommenen Spielbankenverbots. Bei zwei weiteren 
Volksbegehren, nämlich der Initiative auf Erlass einer Gesetzgebung über die 
Wasserkräfte (1908) und der monopolfreien Getreideversorgung (1929) ist ein 
Gegenentwurf der Bundesversammlung angenommen worden, während die 
Initianten das Volksbegehren zurückzogen resp. fallen Hessen. 

b) Bei Referendumsbegehren 

Die für die 40 Referendumsbegehren gegen Bundesgesetze und Bundes­
beschlüsse aufgebrachten Unterschriftenzahlen gehen aus der Tabelle S. 428 und 
429 hervor. 

Da für ein solches Referendumsbegehren innert 90 Tagen nach Publikation 
der Vorlage nur 30.000 gültige Unterschriften stimmberechtigter Bürger not­
wendig sind, ist mit wenig Ausnahmen das erforderliche Quorum weit über­
schritten worden. Im allgemeinen kommt es bei Referendumsbegehren den 
Initianten aus abstimmungspsychologischen Gründen darauf an, eine möglichst 
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grosse Zahl von Referendumsunterschriften einzureichen. Damit will man sich 
von vornherein gewissermassen einen guten Start für den Abstimmungskampf 
sichern. Es liegt auf der Hand, dass das Referendum nur gegen stark umstrittene 
Vorlagen von gewichtiger politischer oder wirtschaftlicher Tragweite ergriffen 
wird. Wo das nicht zutrifft, handelt es sich um Gesetze, die sonstwie stark in 
bisherige Gewohnheiten eingreifen und mit der Gegnerschaft der Vorurteile zu 
rechnen haben (Epidemiengesetz 1882, Lebensmittelgesetz 1906 usw.). Bei 
einigen andern Referendumsbegehren betrifft es Vorlagen von geradezu lächer­
lich geringer Bedeutung. In solchen Fällen wurde das Referendum ergriffen und 
erfolgreich durchgeführt, weil die Opposition mit einer schweren Missstimmung 
und mit einer Ablehnungspsychose im Volk rechnen konnte. Unter solchen Um­
ständen hat es eine sonst ungefährliche politische Opposition leicht, den Organen 
der politischen Willensbildung, d. h. also Bundesrat und Bundesversammlung 
«ein Bein zu stellen» und eine «Lektion» zu erteilen. Typische Beispiele bilden 
hierfür z. B. die zwei Abstimmungen des Jahres 1884 über die Organisation des 
eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartements, die praktisch nichts anderes 
als die Anstellung eines bisher noch fehlenden juristisch geschulten Beamten für die 
Vorbereitung von Gesetzen und andere Rechtsfragen mit einer Besoldung von 
Fr. 5500 bis Fr. 7000 verlangte (welche idyllische Zeiten!) und über den Bundes­
beschluss betreffend Kanzleikosten der schweizerischen Gesandtschaft in Washing­
ton, für die ein jährlicher Zuschuss von Fr. 10.000 (zehntausend Franken!) vor­
gesehen war. Beide Vorlagen wurden zum Entsetzen des Bundeshauses und 
manch anderer Leute mit grossem Mehr verworfen. Was im übrigen zu den 
Referendumsentscheiden in soziologisch er Beziehung zu sagen ist, soll in einem 
besonderen A b s c h n i t t kurz skizziert werden. 

Einige Referendumsbegehren, die mit der sich daran anschliessenden Volks­
abstimmung von grosser politischer Bedeutung waren, erzielten eine ausser­
ordentlich grosse Zahl von Referendumsunterschriften. Die an den Stimm­
berechtigten gemessen grösste Zahl kam mit 181.000 gleich 28,5 % beim Refe­
rendum gegen die Vorlage auf Anstellung eines eidgenössischen S c h u l s e k r e t ä r s , 
der die vom Bund subventionierten kantonalen Primarschulen zu kontrollieren 
gehabt hätte, zusammen. Es war ein Kampf zwischen dem damals im Zenith 
seiner Macht stehenden schweizerischen Radikalismus und der inzwischen wieder 
erstarkten und reorganisierten katholisch-konservativen und föderalistischen 
Opposition, die mit einer gründlichen Niederlage der herrschenden radikalen 
Partei endigte. Eine analoge politische Konstellation war 12 Jahre später bei 
der unter dem Namen «Beutezug» bekannten Zollinitiative der katholisch-konserva­
tiven und föderalistischen Parteien vorhanden. Bei dieser wichtigen Abstimmung 
gelang es dem herrschenden Freisinn und den Zentralisten sich zu rächen und die 
Zollinitiative, die mit dem Zweck einer Beteiligung der Kantone an den Zoll­
einnahmen den Charakter eines «Beutezuges» auf die eidgenössische Staatskasse 
hatte, mit einen erdrückendem Mehr abzulehnen. 

An zweiter Stelle steht hinsichtlich der Zahl der Referendumsunter­
schriften die damit erzwungene Abstimmung über die Rev i s ion des F a b r i k ­
gese tzes , die praktisch zur Aufgabe des Achtstundentages geführt hätte (1924). 
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Mit über 200.000 Unterschriften, die 20 % der Stimmberechtigten entsprachen, 
wurde bei dieser von den Sozialdemokraten und den Gewerkschaften siegreich 
durchgeführten Referendumskampagne die bisher g rö s s t e U n t e r s c h r i f t e n ­
zahl erreicht. Mit 150.000 Unterschriften gleich 15,3 % folgt dei ebenfalls von der 
Sozialdemokratie geführte Kampf gegen die unter dem Schlagwort der «Lex 
H ab erlin» bekannte Revision des Bundesstrafrechts, die dann auch verworfen 
wurde und eigentlich eine Neuauflage des ebenfalls 1903 in einer Referendums­
abstimmung verworfenen «Maulkrattengesetzes» darstellte. Im gleichen Rang 
steht verhältnismässig, d. h. gemessen an der Zahl der Stimmberechtigten die 
Unterschriftenzahl mit 117.500 Stimmen gleich fast 15,8 %, das Referendum 
gegen die in der Volksabstimmung dann abgelehnte K r a n k e n - , Unfa l l - und 
M i l i t ä r v e r s i c h e r u n g im Jahre 1900. Eine verhältnismässig grosse Unter­
schriftenzahl führte mit 14 % zum Referendum gegen die V e r s t a a t l i c h u n g der 
C e n t r a l b a h n im Jahre 1891. Die mit einem erdrückenden Mehr erfolgte Ab­
lehnung hat damals zum Rücktritt von Bundesrat Emil Welti, dem Vorsteher des 
Eisenbahn- und Postdepartements und eigentlichen Vater der Vorlage, sowie zur 
Wahl des ersten katholisch-konservativen Bundesrats in der Person des Luzerner 
Nationalrats Joseph Zemp geführt. Die politische Regierungspraxis der Eid­
genossenschaft fordert bekanntlich mit der Verwerfung einer Referendumsvorlage 
keineswegs den Rücktritt des verantwortlichen Bundesrats. Die Konsequenz, die 
1891 Bundesrat Welti aus der Ablehnung seiner Vorlage in der Volksabstimmung 
zog, hat sich denn auch tatsächlich nicht wiederholt, obwohl das von der sieg­
reichen Opposition bei verschiedenen anderen Verwerfungen von wichtigeren Vor­
lagen verlangt worden ist. 

5. Die Zahl der Stimmenden 

a) Die Stimmbeteiligung 
Von besonderem Interesse ist bei Volksabstimmungen die Stimmbeteiligung. 

Man versteht darunter das Verhältnis der abgegebenen Stimmen zur Zahl der 
Stimmberechtigten. Bei dieser Gelegenheit sei darauf hingewiesen, dass bei der 
Feststellung dieser grundlegenden Beziehung die leeren und u n g ü l t i g e n 
Stimmen ebenfalls zu berücksichtigen sind. Da auch die Urheber von leeren und 
ungültigen Stimmzetteln sich an die Urnen bemüht und an der Abstimmung teil­
genommen haben, darf für die Berechnung der Stimmbeteiligung nicht nur auf die 
gültigen Stimmen abgestellt werden, wie das unrichtigerweise sehr oft geschieht. 
Es ist im folgenden Abschnitt noch darzulegen, wie die Zahl der leeren und un­
gültigen Stimmen bei sehr viel Volksabstimmungen ausserordentlich gross ist 
und einen ansehnlichen Teil der abgegebenen Stimmen ausmacht. 

An der Höhe der Stimmbeteiligung lässt sich im allgemeinen die Bedeutung 
der Abstimmungsvorlage, ihre politische Tragweite und die Intensität des Ab­
stimmungskampfes ermessen. Es ist jedoch angebracht, auf einige V o r b e h a l t e 
aufmerksam zu machen, die den Kenner der eidgenössischen Volksabstimmungen 
zu einer Korrektur dieses Barometers führen können. Zunächst ist es einmal 
möglich, dass eine weniger wichtige Vorlage gleichzeitig mit einer solchen von 
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grosser Bedeutung zur Abstimmung gelangt und somit von der Stimmbeteiligung 
der letzteren profitiert. Wenn ferner einige volksreiche Kantone wie Zürich, 
Bern oder Waadt mit der eidgenössischen Abstimmung auch noch eine oder gar 
mehrere kantonale Vorlagen oder eine wichtige Wahl verbinden, so wird durch 
diese A k k u m u l i e r u n g von A b s t i m m u n g s g e s c h ä f t e n der Grad der Stimm­
beteiligung sofort um einige Punkte heraufgetrieben. Dieser Gesichtspunkt 
darf namentlich nicht bei der Würdigung und beim Vergleich des Aufmarsches 
in den einzelnen Kantonen ausser acht gelassen werden. Im einzelnen lässt sich 
das sehr leicht nachweisen. 

Eine S t i m m b e t e i l i g u n g von über 70 % ist bei folgenden Volksab­
stimmungen erreicht worden: 

. . t. . St imm- Stimmen Ergebnis 
Abstimmungsvorlage beteiligung in 1000 der Abst immung 

Vermögensabgabe 1922 86,3 % 856 mit erdr. M. verw. 
Alters- und Hinterbliebenenversicherung 1931 78,x % 879 mit gr. M. verw. 
Verstaatlichung der Bahnen 1898 78,0 % 574 mit gr. M. ang. 
Beitritt zum Völkerbund 1920 77,5 % 750 mit gr. M. ang. 
Aufhebung des Achtstundentags 1924 . . . . 77,0 % 767 mit gr. M. verw. 
Eidgenössischer Schulsekretär 1882 76,3 % 495 mit gr. M. verw. 
Erweiterung des Alkoholmonopols 1930 . . . 75,7 % 828 mit gr. M. ang. 
Neue Militärorganisation 1907 74,6 % 604 angenommen 
Zolltarif 1902, 1903 73,2 % 563 mit gr. M. ang. 
Beutezug-Initiative 1894 72,9 % 503 mit erdr. M. verw. 
Getreidemonopol 1926 72,7 % 752 ganz knapp verw. 
Schuldbetreibungs- und Konkursgesetz 1889 . 70,9 % 469 mit kleinem M. ang. 
«Lex Häberlin» 1922 70,3 % 691 verworfen 

Wie aus der Aufstellung hervorgeht, handelt es sich durchweg um Abstim­
mungen von sehr grosser Bedeutung. Die bisher g rös s t e S t i m m b e t e i l i g u n g 
wurde mit über 86 % in der Volksabstimmung des Jahres 1922 über die soziali­
stische Initiative für eine V e r m ö g e n s a b g a b e erreicht. Es folgen alsdann die 
jüngste Volksabstimmung über die A l t e r s - und H i n t e r b l i e b e n e n v e r ­
s i che rung (1931), die V e r s t a a t l i c h u n g der B a h n e n (1898), den B e i t r i t t 
zum V ö l k e r b u n d (1920), die Aufhebung des A c h t s t u n d e n t a g s usw. 

Auffallend ist, wie eine ganze Reihe nicht minder wichtiger Vorlagen nur eine 
ganz mittelmässige oder noch schlechtere Stimmbeteiligung aufzuweisen haben. 
Das ist z. B. der Fall mit der Abstimmung über die Vereinheitlichung des Straf-
und Z iv i l r ech t s 1898 mit 53,5 %, die Einführung der a u s s e r o r d e n t l i c h e n 
K r i e g s s t e u e r 1919 mit 53,7 %, die P r o p o r t i o n a l w a h l i n i t i a t i v e 1918 mit 
49,6 %, die Einführung des I n i t i a t i v r e c h t s 1891 mit 49,3 % das A b s i n t h ­
v e r b o t 1908 mit 49,3 % u s w - ^n einigen Fällen hat die Tatsache, dass keine 
Opposition vorhanden war und die Meinungen mehr oder weniger «gemacht» 
waren, keine grossen Massen von Stimmenden auf die Beine gebracht, während 
für andere Abstimmungen (Vereinheitlichung des Straf- und Zivilrechtes!) diese 
Vermutung nicht zutrifft. 

Für die wichtigsten Volksabstimmungen der letzten Zeit enthält die 
Tabelle auf S. 412 eine Zusammenstellung für die Stimmbeteiligung in den 
K a n t o n e n . 
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Alters­
und 

Hinter-
lassenen-

versi-
cherung 
(1931) 

78,! 
74,7 

76,7 

77,4 

83, a 

75,3 
84,4 

82,6 

80,4 

75,7 

88,7 

78,7 

55,4 

73,5 

91, 6 

8 5 a 

83,4 

88,2 

80,5 

90,7 

87,0 

60,9 

89,5 

75,7 
74,2 

60,5 

Ordens­
verbot 
(1931) 

41, 8 

52,! 
14,7 
22,4 

21,2 
31,5 
15,4 

16,7 
46,2 
27,4 

18,o 
57,5 

H a 
22,7 
77,7 
56,0 

53,3 
61 , 9 -
44,7 

77,7 
67,! 
13,2 
85,8 

44,4 

12„ 
31, 9 

Erwei­
terung 

des 
Alkohol­

mono­
pols 

(1930) 

Kursaal­
initiative 

(1928) 

Ge­
treide­

monopol 
(1926) 

Abschaf­
fung des 

Acht­
stunden­

tags 
(1922) 

Ver­
mögens­
abgabe -

Ini­
tiative 
(1922) 

Lex Hä­
berlin 
(1922) 

Eintritt 
in den 
Völker­
bund 
(1920) 

Schweiz i m g a n z e n . 

Z ü r i c h 
B e r n 
L u z e r n 
Ur i 

S c h w y z 
O b w a l d e n 
N i d w a i d e n . . . . 
G la rus 
Z u g 
F r e i b u r g 
S o l o t h u r n 
B a s e l s t a d t 
B a s e l l a n d 
Schaf fhausen . . . 
Appenze l l A . - R h . . 
Appenze l l I . - R h . . . 

S t . Gal len 
G r a u b ü n d e n . . . . 
A a r g a u 

T h u r g a u 
Tess in 
W a a d t 

Wal l i s 
N e u e n b u r g . . . . 
Genf 

75,7 
7 1 , 6 

7 2 , 0 

8 1 , 9 

79, 9 

79 , 2 

84 , 6 

84,2 
79 , 0 

77,5 
8 3 , 2 

79 , 9 

56 , i 
73 , i 
88,o 
82 , 4 

7 6 , 6 

86, 9 

76, 8 

91,7 
84, 8 

4 8 , 9 

90 , 4 

6 5 , 4 

70 , 6 

55 , 8 

5 5 , 5 

61,9 
41,8 
3 7 , 5 

30,2 
29,7 
3 3 , 8 

o 5 , 9 

64 , 6 

32,o 
36,7 
39,7 
34 , 0 

54 , 4 

87, 9 

5 8 , 6 

62 , 0 

7 5 , 5 

53,3 
84 , 2 

74,o 
3 1 , 0 

8 7 , 5 

63 , i 
4 0 , 2 

4 0 , 4 

72,7 
7 5 , 2 

6 4 , 2 

68,5 

71,5 
67,3 
7 6 , 2 

7 6 , 6 

7 7 , 3 

71,4 
7 6 , 6 

71,3 
5 4 , 0 

71 , i 
89 , 2 

84,7 
7 8 , 3 

85,5 
77,o 
90,o 
86,3 
45,2 
87,8 
67,7 
5 6 , 5 

61,5 

77,o 
85,2 
73,2 
64,o 
77,7 
62 , 9 

61,2 
59,3 
79 , 9 

7 4 , 2 

7 2 , 4 

80,2 
8 4 , 2 

79 , i 

91,9 
8 3 , 4 

7 5 , 3 

87,o 
75,8 
89 , 8 

87 , 8 

62,7 

71,8 
6 8 , 0 

7 3 , 9 

63,7 

86,3 
8 6 , 3 

86,3 
88 , 8 

83,3 
8 1 , 9 

8 8 , 2 

86 , i 
84, 8 

8 5 , 5 

96,8 
8 4 , 4 

8 2 , 2 

80, 9 

9 1 , 5 

88,3 
92,o 
92,o 
86, 9 

93,8 
92,6 
65 , i 
86,9 
8 7 , 4 

84,o 
74,3 

70,3 
81,9 
6 4 , 0 

68,g 
69, 9 

6 3 , 9 

58 , 8 

69 , 4 

70, 0 

67 , i 
61,7 
7 7 , 4 

79 , i 
73,3 
88,3 
8 3 , 4 

78,6 
87,o 
75,6 
87,7 
9 0 , ! 
38 , 9 

58 , 8 

51,5 
5 5 , 6 

5 4 , s 

77,5 
84 , 2 

71,4 
69,3 
76 , 6 

7 5 , 0 

68 , 8 

70,2 
80 , i 
74,5 
74,9 
77 , 0 

7 1 , 6 

7 7 , ! 
88,2 

81-7 
83,9 
86 , s 

8 1 , 4 

9 0 , 2 

84,2 
4 4 , 4 

8 2 , 4 

76,o 
78,5 
76,7 

Eine genaue Durchsicht lässt erhebliche Unterschiede erkennen. Eine durch­
weg stets grosse Stimmbeteiligung, auch bei weniger wichtigen Vorlagen, weisen 
die Kantone mit S t i m m z w a n g auf: Zürich, St. Gallen, Aargau, Thurgau, 
Schaffhausen und (seit einigen Jahren) die Waadt. Diese Kantone zeigen bei Vor­
lagen von einiger Bedeutung fast immer eine Stimmbeteiligung von 80 bis 90 %. 
Stimmbeteiligungen von mehr denn 90 % sind in einzelnen Kantonen keine Selten­
heit. Eine Spitzenleistung ist diejenige des Kantons Freiburg bei der Vermögens­
abgabeinitiative, bei der in diesem Kanton 97 % der Stimmberechtigten, wohl 
das Optimum des überhaupt Möglichen, an die Urnen gebracht worden sind. 
Durch regelmässig schwache Stimmbeteiligung zeichnet sich der Kanton Genf aus; 
die 77 % bei der Völkerbundsabstimmung und die 74 % bei der Vermögensabgabe 
sind als ausserordentliche Leistungen aus besonderen Umständen zu erklären. 

b) Die gültigen und ungültigen Stimmen 
Es ist bereits auf die auffallende und selbst politischen Kreisen zu wenig be­

kannte Erscheinung hingewiesen worden, dass bei bestimmten Volksabstimmungen 
eine ausserordentlich grosse Zahl von leeren Stimmzetteln in die Urnen gelegt 
werden. 
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Die folgende Tabelle enthält eine Anzahl ausgewählter Abstimmungen, die 
diese Verhältnisse illustrieren sollen. Die leeren und ungültigen Stimmen er­
scheinen zusammengezogen, da sie mit Ausnahme weniger Abstimmungen in 
einigen Kantonen nicht besonders ausgeschieden sind. Da aber die u n g ü l t i g e n 
Stimmen jeweilen nur einen ganz kleinen Teil ausmachen und für die ganze Schweiz 
in der Regel zwischen 1000 und 3000 Stimmen schwanken, kann man von einer 
besonderen Behandlung derselben absehen. Bis auf diese kleinen Anteile handelt 
es sich somit regelmässig um leere Stimmen. 

Abstimmungsvorlage 

Gesetz über die Alters- und Hinterbliebenen­
versicherung (6. XI I . 1931) 

Tabaksteuergesetz (G. XI . 1931) 
Ordensverbot (8. IL 1931) 
Revision des Alkoholmonopols (6. IV. 1930) 
Getreidemonopol (5. XII . 1926) 
Aufenthalt und Niederlassung der Aus­

länder (25. X. 1925) 
Aufhebung des Achtstundentags (17. IL 1924) 
Zonenabkommen (18.11. 1923). . . . . . 
Vermögensabgabe-Initiative (3. XI I . 1922). 
Lex Häberlin (24. IX. 1922) 
Unterstellung von Staatsverträgen unter das 

Referendum (30. I. 1921) 
Beitritt zum Völkerbund (16. V. 1920) . . 
Verbot der Spielbanken (21. III . 1920) . . 
Ordnung des Arbeitsverhältnisses (21. III . 

1920) 
Direkte Bundessteuer (2. VI. 1918) . . . . 
Verwaltungsgerichtsbarkeit (25. X. 1914) . 
Eidg. Gewerbegesetzgebung (15. VII. 1908) 
Militärorganisation (3. XL 1907) 
Strafrechtseinheit (13. XL 1898) 
Zivilrechtseinheit (13. XL 1898) 
Verstaatlichung der Bahnen (20. IL 1898) 
Lebensmittelpolizei (11. VI. 1897) . . . . 
"Wasser und Forstpolizei (11. VI. 1897) . . 
Beutezug (Zollinitiative, 4. XL 1894) . . . 

1) Die Zahl der ungültigen Stimmen scli 
einen kleinen Anteil aus. 

eingelangt 
im ganzen 

879.100 
879.100 
460.400 
827.600 
752.200 

691.500 
766.500 
528.700 
856.100 
690.800 

610.400 
750.200 
579.800 

577.200 
612.200 
375.000 
394.300 
603.900 
387.600 
387.400 
573.600 
277.900 
277.200 
502.800 

iwankt zwischei 

leer und ungültig1) 
zusammen 

absolut 

27.500 
30.100 
41.800 
11.700 
13.600 

76.900 
9.700 

20.500 
9.500 

10.300 

51.900 
9.600 

51.100 

66.400 
9.700 

47.200 
69.300 

6.300 
19.200 
20.700 

4.200 
28.700 
31.500 

6.700 

i 1000—3000, 

in °' 
in / 0 

3,1 

3,4 
9, i 

l>i 

1.8 

11,1 

1.» 
^>9 

i , i 

1,5 

8,5 
1,3 
8>8 

11,5 
1,0 

1 2 , . 
1 7 „ 

l-o 

4 . . 
5>3 

0>7 
10 , 3 

11,4 
1,3 

m a c h t 

Stimm­
betei­
ligung 
in % 

7 8 a 

78> x 

4 1 , 8 

7 5 , 7 

72 , 7 

68 
77 
5 3 , 4 

8 6 , 3 

70,3 

6 3 ? 1 

7 7 , 5 

6 0 , 3 

6 5 , 4 

44 

4 8 , 7 

74 , 6 

5 3 , 5 

5 3 , 5 

78 
3 8 , 7 

3 8 , 7 

72, 9 

- also 

Unsere Aufstellung zeigt nun für diese leeren Stimmen die grössten Schwan­
kungen. Wurden beispielsweise bei der Volksabstimmung über die Vermögens­
abgabe 1922 bei einer Stimmbeteiligung von 86,3 % von 856.000 eingelegten 
Stimmzetteln nur 9500 gleich 1 % leer (oder aber zum kleinsten Teil ungültig) in 
die Urnen geworfen, so waren es beim Volksentscheid über die eidgenössische 
Gewerbegesetzgebung bei einer Stimmbeteiligung von nur 48,7 % nahezu 70.000 
gleich 17,6 %! Die grösste absolute Zahl wurde mit 77.000 bei der Abstimmung 

26 
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des Jahres 1925 über den Verfassungsartikel betreffend Aufenthalt und Nieder­
lassung von Ausländern erreicht (anteilmässig sind es 11 %). Es gibt nicht wenige 
Volksabstimmungen, bei denen ein Tei l dieser leer eingelegten Stimmzettel 
genügt hätte, ein a n d e r e s E r g e b n i s herbeizuführen! 

Bei einigen Abstimmungen, die eine besonders grosse Zahl leerer Stimmen 
aufzuweisen haben, ist gleichzeitig auch noch über eine andere Vorlage ent­
schieden worden. In solchen Fällen ist nun möglich, dass eine grosse Masse von 
Stimmenden, die sich nur wegen der Vorlage II an die Urne bemüht haben, durch 
«Leereinlegen» bei der Abstimmung über die Vorlage I ihr demonstratives Dés­
intéressement dieser letzteren gegenüber zeigen wollten. Diese Möglichkeit reicht 
jedoch zur Erklärung nicht aus, da bei anderen Volksabstimmungen, die sich 
ebenfalls durch grosse Zahlen leerer Stimmen auszeichnen (z. B. diejenigen über 
Aufenthalt und Niederlassung der Ausländer 1925, über die Verwaltungsgerichts­
barkeit 1914, oder über das Ordensverbot 1931) keine Konkurrenzvorlage im 
Feuer stand. Es ist deshalb anzunehmen, dass bei bestimmten Abstimmungs­
vorlagen viele Stimmberechtigte wohl an die Urne gehen, aber «leer» einlegen, weil 
sie sich zu keinem endgültigen Urteil und damit auch zu keinem klaren Entscheid 
durchzuringen vermögen. Wenn somit für manche Volksabstimmungen 10—17% 
der abgegebenen Stimmzettel von Bürgern stammen, die auf solche Weise durch 
Leereinlegen ihr «Unentschieden» bewusst bekunden, so geht daraus deutlich her­
vor, dass eine aufklärende Abstimmungspropaganda auch dann, wenn die Refe­
rendumsstrategen erklären, die Meinungen seien «gemacht», noch ihre besonderen 
Aufgaben hat. 

Eine nähere Untersuchung zeigt übrigens, dass die Erscheinung des Leer-
einlegens nicht nur eine spezifische Eigenheit der Kantone mit S t i m m e n z w a n g 
ist. In der nächsten Tabelle ist für sechs grössere Kantone mit verschiedener 
politischer Struktur der verhältnismässige Anteil der leeren Stimmen bei vier 
Volksabstimmungen, die durch die hohe Zahl leer eingelegter Stimmzettel charakte­
risiert sind, berechnet: 

Kanton 

Zürich . . . . . 
Bern 
Luzern 
St. Gallen . . . 
Aargau . . . . 
Waadt 

Aufenthalt 
und 

Niederlassung 
der Ausländer 

(1925) 

10,8 

5,! 

49 f l 

10,4 

l l ,o 
5>2 

Ordnung 
des Arbeits­
verhältnisses 

(1920) 

J>9 

18 )7 

0,7 

12,o 
15,4 

8,7 

Verwaltungs­
gerichtsbarkeit 

(1914) 

24,3 

30,7 
16,5 

15„ 
4„ 

Eidg. Gewerbe­
gesetzgebung 

(1908) 

20,6 

2o,0 

17„ 
16,! 
13„ 
26,7 

Aus dieser Übersicht geht zunächst die hervorragende Bedeutung leer ein­
gelegter Stimmzettel für bestimmte Abstimmungen hervor. Sind doch Kantone 
festzustellen, bei denen nicht nur 10 %, sondern selbst 20, 25, ja 30% und noch mehr 
aller abgegebenen Stimmen auf leere Stimmzettel entfallen. Bei der Abstimmung 
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über die Vorlage betreffend Aufenthalt und Niederlassung der Ausländer, im Jahre 
1925, macht der Anteil der leeren Stimmzettel im Kanton Luzern sogar nahezu 
die Hä l f t e a l ler S t i m m e n aus! Die Kantone Bern und Luzern kennen den 
Stimmzwang nicht, und doch finden sich auch bei ihnen Abstimmungen mit ganz 
aussergewöhnlich grossem Anteil leer eingelegter Stimmzettel. Diese Anteile 
schwanken übrigens in grösstem Ausmass. Für den Kanton Luzern beträgt er 
bei der Abstimmung über das Gesetz betreffend Ordnung des Arbeitsverhältnisses 
1920 nicht einmal 1 %, bei der Vorlage über die Verwaltungsgerichtsbarkeit 1914 
aber 31 % und bei jener betreffend Aufenthalt und Niederlassung der Ausländer 
1925 49 %. Für diese interessante Erscheinung bleibt somit keine andere Erklä­
rung übrig, als dass bei bestimmten Abstimmungen ein grosser Teil von Bürgern 
sich weder für noch gegen die Vorlage entscheiden können. Man wird es dabei 
mit jener grossen Zahl von Stimmberechtigten zu tun haben, die es mit ihrem 
Gewissen nicht vereinbaren können, von der Urne auch dann wegzubleiben, wenn 
ihnen Annahme oder Verwerfung gleichgültig ist. Dieser Einstellung des Dés­
intéressements geben sie sichtbar durch Leereinlegen Ausdruck. Die Erklärung 
der Stimmenfreigabe von Parteien im einen oder andern Kanton ist jeweilen in 
dieser Hinsicht jedenfalls nicht ohne Bedeutung. 

6. Die Resultate der Volksabstimmungen 

Es ist in anderem Zusammenhang bereits darauf hingewiesen worden, dass 
von den 38 Verfassungsvorlagen 30 angenommen und 8 verworfen, von den 
40 Gesetzesvorlagen, gegen die das Referendum ergriffen wurde, 14 angenommen 
und 26 verworfen und von den 28 Volksbegehren einschliesslich den damit zu­
sammenhängenden Gegenentwürfen 9 angenommen und 19 verworfen worden 
sind. Von den insgesamt 106 Vorlagen fanden somit 53, also genau die Hälfte 
Gnade vor dem Souverän. 

Seit 1874, dem Zeitpunkt da das Referendumsrecht eingeführt worden ist, 
sind im ganzen 428 Gesetze und Bundesbeschlüsse, die dem Referendum unter­
stellt sind, erlassen worden. Wenn 40 zur Volksabstimmung kamen, so w u r d e 
somi t n i ch t ganz gegen ein Z e h n t e l d ieser 428 Gese t ze svo r l agen 
das R e f e r e n d u m ergr i f fen . 

Jede dieser 106 Volksabstimmungen einer besonderen Würdigung zu unter­
ziehen, ist im Rahmen dieser Arbeit unmöglich. Wer sich für sie näher interessiert, 
findet im A n h a n g eine Z u s a m m e n s t e l l u n g der E r g e b n i s s e und der 
w i c h t i g s t e n a b s t i m m u n g s s t a t i s t i s c h e n D a t e n für sämtliche in histo­
rischer Reihenfolge aufgezählten Volksabstimmungen seit 1874 bis 1931. Für die 
Ergebnisse sind in Spalte 7 und 9 die Zahlen der annehmenden und verwerfenden 
Stimmen noch in Prozent der gültig abgegebenen Stimmen berechnet worden. 
Spalte 10 gibt ferner die annehmende resp. verwerfende Mehrheit in Prozent der 
gültigen Stimmen an. Das Verhältnis der annehmenden und verwerfenden 
Standesstimmen ist selbstverständlich nur für die Verfassungsvorlagen und 
Initiativabstimmungen, wo bekanntlich für die Annahme auch eine Mehrheit der 
Kantone notwendig ist, angegeben (Spalte 11 und 12). Da wir insgesamt 22 
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Standesstimmen (Kantone) haben, nämlich 19 Kantone und 6 Halbkantone, 
sind 111^ Standesstimmen, d. h. zustimmende Kantone (resp. Halbkantone) für 
die Annahme einer Vorlage notwendig. Ein W i d e r s p r u c h zwischen diesen beiden 
für Verfassungsartikel erforderlichen Mehrheiten hat sich bisher nur einmal 
ergeben. Das war nämlich bei der Volksabstimmung über die zweite Proportional­
wahlinitiative im Jahre 1910 der Fall, als sich für die Annahme wohl eine Mehrheit 
der Stände, aber keine solche des Volkes ergab. Bei einer anderen wichtigen Volks­
abstimmung, dem Entscheid über den Beitritt zum Völkerbund im Jahre 1920, 
hätte sich beinahe die gegenteilige (und delikatere) Situation herausgestellt, da 
diese Frage wohl eine Mehrheit von 12,6 % der gültigen Stimmen fand, ein an 
einem Härchen hängender ablehnender Entscheid im Kanton Appenzell A.-Rh. 
aber zu einem verwerfenden Ständemehr genügt hätte. 

Im folgenden seien lediglich noch einige Grenzfä l le behandelt, nämlich 
die Volksabstimmungen jener Vorlagen, die mit grösstem und kleinstem Volks­
mehr angenommen resp. verworfen wurden. 

a) Mit grossem Mehr angenommen: 
Mehrheit in % Stimm-

Abstimmungsvorlage der gültigen beteiligung 
Stimmen in °/o 

Eidgenössische Kriegssteuer 1915 88,6 56,0 

Gesetzgebung über Wasserkräfte 1908. . . . 68,8 48,2 

Gesetzgebung über Schiffahrt 1919 67,2 53,9 

Erfindungsschutz 1887 55,6 42,4 

Subvention der Primarschulen 1902 52,6 46,6 

Verfassungsartikel für die Unfall- und Kranken­
versicherung 1890 51,0 59,8 

Das sind also die Vorlagen, die den geringsten Widerstand gefunden haben. 
An der Spitze steht mi t e inem Mehr von fas t 90 % die e idgenöss i sche 
K r i e g s s t e u e r , die 1915 nur von 27.500 Bürgern abgelehnt wurde! Die für die 
Deckung der Mobilisationskosten eingeführte neue K r i e g s s t e u e r gelangte 1919 
mit einer Mehrheit von 30 % zur Annahme. 

b) Mit grosser Mehrheit abgelehnt: 
Mehrheit in % Stimm-

Abstimmungsvorlage der gültigen beteiligung 
Stimmen in % 

Schutzhaft-Initiative 1923 78,0 53,2 

Initiative auf Vermögensabgabe 1922 . . . . 74,0 86,3 

Einbürgerungsinitiative 1922 68,2 45,6 

Recht auf Arbeit (Initiative) 1894 60,6 57,6 

Armeedisziplinarstraf Ordnung 1896 60,4 57,6 

Eidgenössisches Beamtengesetz 1891 58,8 68,7 

Eidgenössisches Epidemiengesetz 1882 . . . . 58,0 51,6 

Schweizerbürgerinitiative 1903 51,2 53,2 
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Mit der relativ grössten Mehrheit gelangte'die reaktionäre und antisozia­
listische S c h u t z h a f t i n i t i a t i v e 1923 (78 %) und die sozialistische V e r m ö g e n s ­
a b g a b e i n i t i a t i v e 1922 (74 %) zur Ablehnung. Beim «Recht auf Arbei t» 
(1894) handelte es sich ebenfalls um eine Initiative, mit der die junge sozial­
demokratische Partei zum erstenmal auf eidgenössischem Boden ihre Kräfte mit 
einer selbständigen Aktion mass. Die 1903 mit grosser Mehrheit abgelehnte 
«Schwe ize rbü rge r in i t i a t i ve» bezweckte die Vertreterzahl für den National­
rat nicht nach der allgemeinen Wohnbevölkerung, sondern nach der Schweizer­
bürgerbevölkerung allein zu bestimmen. Es handelte sich hier um einen konser­
vativ-agrarischen Vorstoss, der gegen die Städte und Industriegegenden und 
damit gegen die emporstrebende sozialistische Bewegung gerichtet war. 

Da in konservativen und agrarischen Kreisen eine solche Regelung der Ver­
tretungsbasis für den Nationalrat in den letzten Jahren wiederholt aufgetaucht 
ist, darf ruhig behauptet werden, dass ein solcher Vorstoss heute noch viel geringere 
Aussichten auf Annahme hätte. 

c) Nur mit kleinem Mehr angenommen oder verworfen: 
Mehrheit in % Stimm-

Vorlage der gültigen beteiligung 
Stimmen in 7» 

Tabaksteuergesetz 1931 (verw.) 0,2 78 a 

Getreidemonopol 1926 (verw.) 0,6 72,7 

Gesetz betreffend politische Stimmberechtigung 1875 
(verw.) 1,2 

Gesetz betreffend Zivilstand und Ehe 1875 (ang.). . 2,0 

Eidgenössisches Fabrikgesetz 1877 (ang.) 2,0 

Kursaalinitiative 1928 (ang.) 3,8 55,5 

Wiedereinführung der Todesstrafe 1879 (ang.). . . . 4,9 60,4 

Stempelsteuergesetz 1917 (ang.) 6,4 42J]L 

Initiative betreffend direkte Bundessteuer 1918 (verw.) 8,2 65,4 

Militärorganisation 1907 (ang.) 10,4 74,6 

Einige sehr wichtige Vorlagen sind mit einer derart kleinen Mehrheit verworfen 
worden, dass man nur von einem Zufa l l smehr sprechen kann. Das ist in 
erster Linie mit dem für die Deckung der Sozialversicherung vorgesehenen 
T a b a k s t e u e r g e s e t z 1931 und mit dem G e t r e i d e m o n o p o l 1926, um das ein 
leidenschaftlicher Kampf tobte, der Fall. Diese Vorlagen sind bei sehr grosser 
Stimmbeteiligung mit nur 2000 Stimmen gleich 0,2 % bzw. mit 5600 Stimmen 
gleich 0,6 % abgelehnt worden. Sehr klein war die annehmende Mehrheit von 
10.000 Stimmen oder 2 % beim E idgenös s i s chen F a b r i k g e s e t z 1877, das 
einen grossen sozialpolitischen Fortschritt realisierte und beim Unternehmertum 
auf mächtigen Widerstand stiess. Bemerkenswert ist, dass trotz grösster födera­
listischer und politischer Gegnerschaft und nahezu einhelliger Ablehnung durch die 
bürgerlichen Parteien die soz i a l i s t i s che I n i t i a t i v e e iner d i r e k t e n Bundes ­
s teuer , die das ganze eidgenössische Steuer- und Finanzsystem auf eine neue 
Basis gestellt hätte, 1918 nur mit der verhältnismässig kleinen Mehrheit von nicht 
einmal 50.000 Stimmen verworfen wurde. 
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7. Zur Soziologie der Volksabstimmungen 
Wenn man erklärt, dass genau die Hälfte aller eidgenössischen Abstimmungs­

vorlagen angenommen bzw. verworfen wurde, so ist mit einer solchen Feststellung 
nicht viel gesagt. Bei der Würdigung der Ergebnisse des Referendums ist es 
unzulässig, lediglich auf das fo rmale Kriterium der Annahme oder Verwerfung 
abzustellen. Ob das Ergebnis einer Volksabstimmung positiv oder negativ 
gewürdigt werden muss, kommt vollständig auf den Inhalt der Vorlage und auf 
den S t a n d p u n k t an, den man einnimmt. Die Argumentation, dass dem Refe­
rendum nur eine n e g a t i v e Wirkung eigne, also im allgemeinen nur einen vernei­
nenden Charakter aufweise, ist so ober f l äch l i ch wie nur möglich. Eine Ver­
werfung kann selbstverständlich ebenso wie eine Annahme ein im höchsten Grade 
p o s i t i v e r Akt des Volkes sein! 

Das eigentliche, soziologisch interessante Problem besteht darin, die 
Resultate der Volksabstimmungen gewissermassen auf einen «Genera lnenner» 
zu bringen. Im folgenden sei versucht, einige Elemente für eine solche Resultante 
zu isolieren. Das ist deshalb nicht einfach, weil sich ein solcher Versuch aufs 
engste mit einer Analyse des politisch denkenden und handelnden Volkes, sowie 
seiner soziologischen (gesellschaftlichen) Struktur berührt. Da es sich um das 
Verstehen und Erklären der R e s u l t a t e der Volksabstimmungen handelt, kommt 
logischerweise nur die Willensbildung der den Ausschlag gebenden M e h r h e i t 
der Referendumsbürger in Betracht, die sich selbstverständlich nicht bei allen 
Abstimmungen deckt. Zu einer weiteren Schwierigkeit führt die Überlegung, dass 
sich die unter solchen Gesichtspunkten zu prüfenden Volksabstimmungen auf rund 
60 Jahre erstrecken und innerhalb dieses Zeitraumes sich zweifellos grosse und 
entscheidende W a n d l u n g e n in der k l a s s e n m ä s s i g e n Sch ich tung der Ge­
sellschaft, sowie im gesellschaftlichen Sein und B e w u s s t s e i n ihrer Klassen voll­
zogen haben, die in den Volksabstimmungen ihren deutlichen Niederschlag finden. 

Gleichwohl kann man für die Charakterisierung der Mehrheitsentscheide 
bei eidgenössischen Volksabstimmungen die folgenden Gesichtspunkte festhalten : 

a) S i che rung der D e m o k r a t i e und der i nd iv idue l l en F r e i h e i t s ­
r ech te . Vorlagen, die diese Grundsätze verletzen oder für sie eine Gefahr bilden, 
werden ausnahmslos verworfen. Das gilt auch für alle Übergriffe m i l i t ä r i s c h e r 
Gewalten gegenüber der Sphäre der bürgerlichen Rechte und ebenso für alles, 
was im Geruch einer Ausnahmegesetzgebung steht. Dieser Gesichtspunkt hat 
auch auf wirtschaftlichem Gebiet insofern Geltung, als Vorlagen, die gegen die 
Monopo l s t e l l ung p r i v a t w i r t s c h a f t l i c h e r Gebi lde gerichtet sind, stets 
mit einer günstigen Volksstimmung rechnen können. 

B e i s p i e l e : 1903 wurde das sogenannte «Mau lk ra t t engese t z» mit sehr 
grosser Mehrheit verworfen. Die unter der Bezeichnung «Lex Häber l in» 
bekannte Ergänzung des Bundesstrafrechtes, die «Verbrechen gegen die verfas­
sungsmässige Ordnung» bestrafen wollte, wurde 1922 bei einer Stimmbeteiligung 
von 70 % ebenfalls verworfen, obwohl sämtliche bürgerliche Parteien für sie 
eintraten. 1896 lehnte das Volk eine neue D i s z i p l i n a r s t r a f o r d n u n g für die 
eidgenössische Armee mit einer verwerfenden Mehrheit von 60 % ab ! Die neue 
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M i l i t ä r o r g a n i s a t i o n des Jahres 1907 kam nur mit einer Mehrheit von 10% zur 
Annahme. 1929 gelangte eine Initiative, die den Gemeinden das Recht geben wollte, 
auf ihrem Gebiet den Ausschank von Branntwein zu verbieten, zur Ablehnung. 1896 
wurde das Gesetz über das R e c h n u n g s w e s e n der E i s e n b a h n e n trotz heftiger 
Gegnerschaft der Eisenbahngesellschaften angenommen, da es den Rückkauf 
gewisser Linien, die sich durch die Ausnützung ihrer Monopolmacht missliebig 
gemacht hatten, vorbereitete. Ähnliche Gründe machten dann 1898 das Gesetz 
betreffend die V e r s t a a t l i c h u n g der E i s e n b a h n e n populär. Die gewichtige 
Vorlage fand mit der zugkräftigen Parole «Die Schweizer Bahnen dem Schweizer 
Volk» eine ausserordentlich grosse Mehrheit. Jene Abstimmung zeigt, wie die 
Behauptung, dass s t a a t l i c h e Monopole unpopulär seien, n i ch t unbedingt 
richtig ist. Schliesslich darf man nicht vergessen, dass die Vorlage, die das 
staatliche G e t r e i d e m o n o p o l verfassungsmässig verankert hätte, bei einer 
Stimmbeteiligung von 73 % und einer Aufpeitschung aller antimonopolistischen 
Leidenschaften 1926 nur mit der knappen Mehrheit von 5000 Stimmen ab­
gelehnt wurde. 

b) Das E l e m e n t der S p a r s a m k e i t . In Fragen der öffentlichen Ausgaben 
und Besoldungen muss dem Gesichtspunkt der Sparsamkeit und der Einfachheit 
Rechnung getragen werden, wenn man die Abstimmungsvorlage nicht einer von 
vornherein sicheren Verwerfung aussetzen will. Man kann von der Referendums­
demokratie sogar ruhig behaupten, dass sie sich in dieser Hinsicht oft engherz ig 
und knickerig erwiesen hat. Das hängt zu einem grossen Teil mit der sozio­
logischen Struktur der Bevölkerung zusammen, denn bis über die Jahrhundert­
wende hinaus handelte es sich (wenigstens äusserlich) bei der herrschenden poli­
tischen Richtung um die unumstrittene Herrschaft des K l e i n b ü r g e r t u m s , das 
zudem stark ländlichen Einschlag aufwies. In diesen Verhältnissen ist erst in 
den letzten zwei Jahrzehnten mit der zunehmenden Verschärfung der Klassen­
gegensätze eine gewisse Wandlung eingetreten. 

B e i s p i e l e : Im Jahre 1884 wurde ein (bereits erwähntes) Bundesgesetz 
betreffend die Organisation des eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartements, 
bei dem es sich in der Hauptsache um nichts anderes als um die Anstellung eines 
juristisch geschulten Beamten mit einer Besoldung von 5500 bis 7000 Franken 
für die Vorbereitung von Gesetzen handelte, verworfen. In der gleichen Volks­
abstimmung kam es auch zur Ablehnung des Gesetzes, das den jährlich 50.000 
Franken betragenden Kanzleikosten der Gesandtschaft in Washington einen 
(durchaus notwendigen) Zuschuss von 10.000 Franken zubilligen wollte. Nicht 
weniger typisch ist die Verwerfung eines Gesetzes betreffend a r b e i t s u n f ä h i g 
gewordene e idgenöss i sche B e a m t e im Jahre 1891, obwohl für die wegen 
Alter aus dem Bundesdienst austretenden Beamten nur eine einmalige Abfindung 
im Betrage von höchstens dem doppelten Diensteinkommen vorgesehen war. 
Die Pensionsverhältnisse des Bundespersonals wurde erst nach dem Kriege befrie­
digend geregelt. Bei dieser auffallenden Verzögerung spielten zweiffellos refe­
rendumspolitische Ängste mit. 

c) Das E l e m e n t der E r h a l t u n g . Wir meinen damit einen gewissen 
k o n s e r v a t i v e n ( e r h a l t e n d e n ) Grundzug in der Referendumsdemokratie, 
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wobei konservativ nicht im Parteisinn aufzufassen ist, sondern lediglich besagen 
will, dass die Volksmehrheit sich im allgemeinen nichts entreissen lässt, was sie 
einmal erobert oder eingeführt hat. Manche Neuerungen geraten nicht im ersten 
Wurf. Sie benötigen Zeit, um sich durchzusetzen und Verständnis zu finden, und 
oft benötigt es hierzu mehr als einen Urnengang. 

B e i s p i e l e : Das P r o p o r t i o n a l w a h l v e r f a h r e n wurde zweimal, nämlich 
1900 und 1910, verworfen und erst die dritte Initiative der politischen Minderheiten 
brachte diese 1919 ans Ziel, nachdem sich der «Proporz» in der Zwischenzeit in 
immer mehr Kantonen bewährt hatte. Wenn wir oben dieses Element als konser­
vativ bezeichnet haben, so hat das den Sinn, dass neue Ideen und Institutionen, 
die nach unaufhörlicher Aufklärung in den Willen des Volkes übergegangen sind 
und seine Sanktion erhalten haben, ihm durch keine Macht mehr e n t r i s s e n 
werden können. Jeder Angriff auf einen Besitz, der (oft unter schweren Kämpfen) 
erworben wurde, wird energisch abgewiesen. Mit diesem konservativen Grund­
zug, oder unmissverständlicher ausgedrückt mit dieser T e n d e n z nach E r h a l ­
t u n g werden auch «revolu t ionäre» Errungenschaften vor Entäusserung ver­
teidigt. Unter diesem Gesichtspunkt ist auch die berühmte A c h t s t u n d e n t a g s ­
a b s t i m m u n g des Jahres 1924 zu würdigen und zu verstehen. Die damals von 
der bürgerlichen Mehrheit vorgeschlagene Revision des Fabrikgesetzes hätte 
bekanntlich eine Durchbrechung des Prinzips des Achtstundentags, d. h. praktisch 
die Einführung des Neunstundentags bedeutet und wurde in der Volksabstimmung 
abgelehnt, obwohl nur die Sozialdemokratie und der christlichsoziale Flügel der 
Katholiken die Verwerfungsparole ausgegeben hatten. Der «konservative», will 
sagen erhaltende Grundzug der Referendumsdemokratie hat die «revolutionäre» 
Errungenschaft des Achtstundentags gerettet! 

Das sind einige Gesichtspunkte, die sich als wichtige Komponenten für die 
Mehrheitsentscheide bei eidgenössischen Volksabstimmungen deutlich heraus­
schälen lassen. 

Nicht weniger wichtig ist aber auch die Feststellung, dass sich für die heutige 
Referendumsdemokratie eine in wesentlichen Punkten v e r ä n d e r t e G r u n d l a g e 
ihres F u n k t i o n i e r e n s , als sie noch die Zeit ungefähr des letzten Viertels des 
vergangenen Jahrhunderts kannte, ergibt. Die Wandlungen, die sich aus der 
Bildung und der strafferen O r g a n i s a t i o n grosser P a r t e i e n und von Ver­
b ä n d e n mit wirtschaftspolitischer Zielsetzung gegenüber der einige wenige 
Jahrzehnte zurückliegenden Zeit ergeben, sind unverkennbar. Für das Schicksal 
auch politischer Vorlagen ist die Entscheidung der grossen W i r t s c h a f t s ­
v e r b ä n d e (Gewerkschaftsbund, Angestelltenverband, Bauernverband, Gewerbe­
verband usw.) von ausschlaggebender Bedeutung. Dazu kommt selbstverständlich 
die von Grund aus g e ä n d e r t e L a g e r u n g der p o l i t i s c h e n M a c h t f a k t o r e n , 
auf die wir in diesem Zusammenhang nicht näher eintreten wollen. 

Höchst interessant wäre auch die Darstellung der k l a s s e n p o l i t i s c h e n 
Wurzeln der grossen Volksentscheide im Zusammenhang mit den tiefgehenden 
Strukturänderungen der Gesellschaftsklassen und der sich hieraus ergebenden 
Klassengegensätze. Da ein solcher Versuch den Rahmen dieser Arbeit übersteigt, 
gedenken wir uns an anderer Stelle mit ihm zu befassen. 
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Vorlage l) und D a t u m der Abst immung 

Zivilstand und Ehe, 23. V. 1875 ( R ) . . . 
Gesetz betreffend politische Stimmberechti­

gung, 23. V. 1875 (R) 
Banknotengesetz, 23. IV. 1876 (R) . . . . 
Militärpflichtersatz, I. Entwurf, 9. VII . 

1876 (R) 
Eidg. Fabrikgesetz, 21. X. 1877 (R) . . . 
Militärpflichtersatz, II. Entwurf, 21. X. 

1877 (R) 
Politische Stimmberechtigung, II. Entwurf, 

21. X. 1877 (R) 
Alpenbahnen-Subvention, 19. I. 1879 (R) 
Wiedereinführung der Todesstrafe, 18. V. 

1879 (V) 
Banknotenmonopol, 31. X. 1880 (V) . . . 
Erfindungsschutz, I. Entwurf, 30. VII . 

1882 (V) 
Epidemiengesetz, 30. VII . 1882 (V) . . . 
Eidg. «Schulsekretär» (Art. 27), 26. X I . 

1882 (V) 
Organisation des eidg. Justiz- und Polizei­

departements, 11. V. 1884 (R) 
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Vorlage und Datum der Abstimmung 
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Beseitigung der Patenttaxen der Handels­
reisenden, 11. V. 1884 (R) 634 
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1884 (R) 634 
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Washington, 11. V. 1884 (R) 634 
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Gesandtschaftsgesetz, 3. II . 1895 (R). . . 
Zündhölzchenmonopol, 29. IX. 1895 (V) . 
Militärartikel, 3. XI . 1895 (V) 
Viehhandelsgesetz, 4. X. 1896 (R) . . . . 
Eisenbahnrechnungsgesetz, 4. X. 1896 (R) 
Armee-Disziplinarstrafordnung, 4. X. 1896 

(R) 
Bundesbank, 28. II. 1897 (R) 
Wasserbau- und Forstpolizei, 11. VII . 1897 

(V) 
Lebensmittelpolizei, 11. VII . 1897 (V) . . 
Verstaatlichung der Bahnen, 20.11.1898 (R) 
Zivilrechtseinheit, 13. XI . 1898 (V). . . . 
Strafrechtseinheit, 13. XI . 1898 (V) . . . 
Kranken-, Unfall- und Militärversicherung, 

I. Entwurf, 20. V. 1900 (R) 
Nationalratswahl-Proporz, I. Entwurf, 4. 

XI . 1900 (J) 
Volkswahl des Bundesrates, 4. XI . 1900 ( J) 
Subventionierung der Primarschulen, 23. 

XI . 1902 (V) 
Zolltarifgesetz 1902, 15. III . 1903 (R) . . 
«Maulkrattengesetz» (Ergänzung des 

Bundesstrafrechts, 25. X. 1903 (R). . . 
Wahl des Nationalrats nach der schweizer­

bürgerlichen Bevölkerung, 25. X. 1903 ( J) 
Alkoholartikel (Art. 32bis), 25. X. 1903 (V) 
Ausdehnung des Erfindungsschutzes, 19. 

III . 1905 (V) 
Lebensmittelgesetz, 10. VI. 1906 (R) . . . 
Militärorganisation, 3. XI . 1907 (R) . . . 
Gewerbegesetzgebung durch den Bund, 

II. Entwurf, 5. VII . 1908 (V) 
Absinth-Verbot 5. VII . 1908 (J) 
Gesetzgebung über die Wasserkräfte, 25. 
X.1908 (V) 
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162.200 
386.600 
264.900 
266.600 

**>* 
43,?l 
42 
45,« 
55,8 

19>* 
43,t 

G3„ 
65n 

M>* 
72,?i 

™.A 

148.000 

169.000 

145.900 

258.600 

332.000 

117.700 

95.100 

156.800 

199.200 

245.400 

330.000 

232.500 

241.100 

304.900 

30,2 

40,0 

35 

52,6 

30,8 

24yi 

40,7 

70,4 
ö2,6 

«55,2 

^•5 

63,5 

SU 



Vorlage und Datum der Abstimmung 

Stimm­
berech­

tigte 
in 

tau­
send 

Nationalratswahl-Proporz, IL Entwurf, 
23. X. 1910 (J) 

Kranken- und Unfallversicherungsgesetz, 
4. II. 1912 (R) 

Gesetzgebung zur Bekämpfung von Epi­
demien, 4. V. 1913 (V) 

Verwaltungsgerichtsbarkeit, 25. X. 1914 (V) 

Einmalige eidg. Kriegssteuer, 6. VI. 1915 (V) 

Stempelabgaben, 13. V. 1917 (V) . . . . 

Direkte Bundessteuer, 2. VI. 1918 ( J) . . 

Nationalratswahl-Proporz, I I I . Entwurf, 
13. X. 1918 (J) 

Gesetzgebung über die Schiffahrt, 4. V. 
1919 (V) 

Neue eidg. Kriegssteuer, 4. V. 1919 (V) . 

Übergangsbestimmungen betreffend Wahlen 

in den Nationalrat usw., 10. VII I . 1919 (V) 

Gesetz über das Arbeitsverhältnis, 21. III . 

1920 (R) 

Verbot von Spielbanken, 21. III . 1920 ( J) *) 

Beitritt zum Völkerbund, 16. V. 1920 (V) 

Arbeitszeit bei den Eisenbahnen, 31. X. 1920 
(R) 

Referendum für Staats vertrage, 30. I. 1921 

(J) 

824 

839 

844 

851 

871 

894 

936 

936 

937 

937 

932 

957 

957 

968 

965 

967 

Gültige 
Stimmen 

5 

505.500 

529.000 

280.200 

327.800 

479.600 

358.000 

602.500 

448.600 

477.400 

472.600 

279.400 

i 
510.900 

i 491.700 

! 740.600 

i 

646.800 
i 

| 558.500 

Annehmende 

absolut 

6 

240.300 

287.600 

169.000 

204.400 

452.100 

190.300 

276.700 

299 .600 

399 .100 

307 .500 

200 .000 

254.500 

269 .700 

416 .900 

369.500 

398.500 

in % 

7 

47,e 

S4,t 

60,3 

62,3 

04,3 

53,2 

4S,a 

««.8 

«3 , 6 

65 

71., 

49,s 

S4,„ 

S6,3 

61,% 

~J>4 

Verwerfende 

absolut 

8 

265.200 

241.400 

111.200 

123.400 

27 500 

167.700 

325.800 

149.000 

78.300 

165.100 

79.400 

256 .400 

222.000 

323.700 

277.300 

160.000 

i n % 

9 

52, 4 

45 , 6 

39,7 

37,7 

5,7 

46,s 

54n 

33,2 

16„ 

35 

28:4t 

50,2 

45n 

43,7 

42,8 

28,6 

Das 
Mehr 

beträgt 
in % 
aller 

gültig 
Stim­
men­
den 

10 

4,8 

8,8 

2 0 , 6 

2 4 , 0 

SS,« 

6,4 

8„ 

ÜG,0 

6 7 , 2 

30 

4 3 , 2 

0,4 

9>8 

i i . . 

14,4 

4 2 , 8 

Standes­
s t immen 

Anneh­
mende 

i i 

12 

17 % 

18 

22 

1 4 % 

7H 

io y2 

22 

20 

2 i % 

1 3 % 

1 1 % 

20 

Ver­
wer­
fende 

12 

10 

4 % 

4 

•0 

7 % 

1 4 % 

2 % 

0 

2 

% 

8 % 

1 0 % 

2 



Aufhebung der Militärjustiz, 30. I. 1921 (J) 

Automobil- und Fahrradverkehr, 22. V. 

1921 (V) 

Luftschiffahrt, 22. V. 1921 (V) 

Einbürgerungswesen, 11 VI. 1922 (J) . . 
Ausweisung wegen Gefährdung der Landes­

sicherheit, 11. VI. 1922 (J) 

Wählbarkeit von Bundesbeamten in den 
Nationalrat, 11. VI. 1922 (J) 

«Lex Häberlin» (Ergänzung des Bundes­
strafrechts), 24. IX. 1922 (R) 

Vermögensabgabe-Initiative, 3. X I I . 1922 

(J) 
Schutzhaftinitiative, IS. II. 1923 (J) . . . 

Zonenabkommen mit Frankreich, 18. II . 
1923 (R) 

Zoll-Initiative, 15. IV. 1923 (J) 

Erweiterung des Alkoholmonopols, I. Ent­
wurf, 3. V. 1923 (V) 

Aufhebung des Achtstundentages (Fabrik­
gesetz), 17. II. 1924 (R) 

Initiative Rothenberger, 24. V. 1925 ( J) . 

Aufenthalt und Niederlassung von Aus­
ländern, 25 .X . 1925 (V) 

Alters-, Hinterlassenen- und Invaliden­
versicherung, 6. XI I . 1925 (V) 

Getreidemonopol, 5. XI I . 1926 (V). . . . 

Entschädigung an Kantone für Alpen-
strassen, 15. V. 1927 (V) 

967 

970 

970 

976 

976 

976 

983 

993 

990 

990 

990 

986 

996 

1009 

1018 

1020 

1035 

1038 

610 

374 

373 

445 

445 

445 

691 

856 

527 

529 

651 

637 

767 

688 

692 

643 

752 

574 

63n 

38,5 

3 8 , 4 

45,« 

45,« 

45,« 

70,3 

86,3 

53,2 

53,t 

ö5, 8 

04,« 

77 

G8,z 

68 

63n 

72,7 

55,3 

591.800 

345.200 

338.400 

413.800 

418.100 

417.700 

680.600 

846.700 

500.700 

508.200 

638.900 

623.100 

756.800 

672.600 

614.700 

628.500 

738.600 

533.500 

198.700 

206.300 

210.400 

65 800 

159.200 

160.200 

303.800 

109.700 

55.100 

93.900 

171.000 

262.700 

320.700 

282.500 

382.400 

411.000 

366.500 

334.200 

33,« 

59,8 

02,2 

15„ 

38,1 

38}4i 

44,« 

13 

11 

*8,s 

20,8 

42,, 

42,, 

42 

02,, 

65,4 

49,7 

02,« 

393.100 

138.900 

128.000 

348.000 

258.900 

257.500 

376.800 

737.000 

445.600 

414.300 

467.900 

360.400 

436.200 

390.100 

232.300 

217.500 

372.100 

199.300 

Ö6,4 

40,2 

37,8 

84n 

oi„ 

oi,G 

55,t 

87 

89 

81,5 

73,2 

57V 

57,« 

58 

37,8 

34,« 

50,3 

37„ 

32,8 

19,6 

24,4 

68,2 

23,8 

23,2 

10,7 

74 

78 

63 

46,4 

15.8 

15,3 

16 

24,4 

30,8 

0,6 

25,2 

3 

15% 

20% 

0 

0 

5 

0 

0 

% 

10 

6 

18% 

16% 

8 

21 

19 

6% 

1% 

22 

22 

17 

22 

22 

2 1 % 

12 

16 

3 % 

5 % 

14 

*) Der Gegenentwurf der Bundesversammlung wurde mit 344.900 gegen 107.200 Stimmen abgelehnt. 



Vorlage und Datum der Abstimmung 

i 

Automobil- und Fahrradverkehr, 15. V. 
1927 (R) 

Massnahmen gegen die Überfremdung, 20. 
V. 1928 (V) 

Kursaalinitiative, 2. XI I . 1928 (J) . . . . 

Getreideversorgung, 3. I I I . 1929 (J) *) . . 

Zolltarifgesetz (Art. 14), 3. I II . 1929 (R) 

Strassenverkehr-Initiative, 12. V. 1929 (J) 

Branntwein-Verbot, 12. V. 1929 (J) . . . 

Erweiterung des Alkoholmonopols, II . Ent­
wurf, 6. IV. 1930 (V) 

Ordensverbot, 8. IL 1931 (V) 

Erhöhung der Wahlzahl für den National­
rat, 15. I II . 1931 (V) 

Verlängerung der Amtsdauer des National­
rats usw., 15. I II . 1931 (V) 

Alters- und Hinterlassenenversicherung, 6. 
XI I . 1931 (R) 

Besteuerung des Tabaks, 6. X I I . 1931 (R) 

Stimm­
berech­

tigte 
in 

tau­
send 

2 

1038 

1051 

1068 

1072 

1072 

1076 

1076 

1093 

1101 

1104 

1104 

1125 

1125 

Stimmende 

in tau­
send 

3 

601 

475 

593 

721 

721 

700 

715 

828 

460 

590 

590 

879 

879 

in% 

4 

57,8 

45,2 

55,5 

07,z 

07,3 

65 

oo,t 

75,7 

41,8 

53,t 

53ti 

78n 

78n 

Gültige 
Stimmen 

5 

573.700 

447.500 

570.900 

689.700 . 

684.300 

668.400 

694.500 

815.900 

418.600 

549.400 

554.800 

851.500 

849.000 

Annehmende 

absolut 

6 

230.300 

316.300 

296.400 

461.500 

454.500 

248.300 

226.800 

494.300 

293.800 

296.000 

297.900 

338.000 

423.500 

in% 

7 

40fl 

70,7 

51,9 

oo,9 

06,i 

37n 

32,« 

oo,b 

70,2 

53,9 

53,« 

39,7 

49,0 

Verwerfende 

absolut 

8 

343.400 

131.200 

274.500 

228.400 

229.800 

420.100 

467.700 

321.600 

124.800 

253.400 

256.900 

513.500 

425.500 

i n% 

9 

59,9 

29,z 

*8n 

33n 

33,« 

02,9 

07„ 

39,5 

29,8 

46n 

40,i 

oo,3 

'50n 

Das 
Mehr 

beträgt 
in % 
aller 

gültig 
Stim­
men­
den 

10 

19,8 

41,4 

33,8 

32>8 

25,8 

34,8 

20 

40,4 

7,8 

7,2 

20,6 

o,2 

Standes­
stimmen 

Anneh­
mende 

i i 

19 Vi 

21 

3 

Vi 

17 

17 

13 Vz 

16 

Ver­
wer­
fende 

12 

7 % 
1 

19 

2i y2 

5 

5 

8% 

6 

x) Die in der Volksabst immung angenommene Vorlage bezieht sich auf den von der Bundesversammlung ausgearbeiteten Gegenvorschlag 
zur Init iat ive, die zurückgezogen und auch mi t 672.000 gegen 18.500 Stimmen abgelehnt wurde. 
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Anzahl der Unterschriften bei Volksbegehren (Initiativen). 

Initiative *) 
Die erste Jahreszahl bedeutet das Jahr 
der Einreichung der Initiative, die zweite 

eingeklammerte 
das Jahr der Abstimmung 

Stimmbe­
rechtigte 

664.000 

669.000 

677.000 

741.000 

741.000 

750.000 

797.000 

817.000 

894.000 

844.000 

846.000 

844.000 

882.000 

957.000 

957.000 

969.000 

969.000 

932.000 

976.000 

957.000 

Unterschriften 

absolut 

83.200 

52.400 

67.800 

72.1002) 

56.400 

57.400 

167.800 

142.300 

116.900 

122.600 

117.500 

64.400 

119.000 

59.800 

59.800 

57.100 

87.500 

62.200 

151.300 

79.000 

in % 
der 

Stimm­
berech­
tigten 

12,6 

7,8 

10,o 

10„ 

7,o 

7,6 
21,„ 

17,4 

13.x 

14,5 

13„ 

7,o 

13„ 

6,2 

6,2 

5„ 

J,o 

6„ 

15 ) S 

8,3 

Stimm-
beteil. 
in % 
der 

Stimm­
berech­
tigten 

47,6 

56,4 

71,9 

55,3 

55,7 

50,8 

46,9 

61,4 

64,4 

47,9 

51,9 

63,! 

63,! 

45,6 

45,6 

45,6 

86,3 

53,2 

65,8 

68,8 

Annahme 
oder Verwerfung 

angenommen 

m. erdr. M. v. 

m. erdr. M. v. 

m. gr. M. v. 

m. gr. M. v. 

m. erdr. M. v. 

m. gr. M. a. 

knapp v. 

verworfen 

m. gr. M. a. 

angenommen 

m. erdr. M. a. 

m. erdr. M. v. 

m. erdr. M. v. 

m. gr. M. v. 

m. erdr. M. v. 

m. erdr. M. v. 

m. erdr. M. v. 

m. erdr. M. v. 

m. gr. M. v. 

1. Aufnahme des Schächtverbots, 
1892 (1893) 

2. «Recht auf Arbeit», 1893 (1894) 

3. «Beutezug» (Zollinitiative), 1894 
(1894) 

4. Proportionalwahl des National­
rates I, 1899 (1900) 

5. Wahl des Bundesrates durch das 
Volk, 1899 (1900) 

6. Wahl des Nationalrats nach der 
Schweizerbürger-Bevölkerun g, 
1902 (1903) 

7. Absinth-Verbot, 1907 (1908) . . 

8. Proportionalwahl des National­
rates II, 1909 (1910) . . . . 

9. Direkte Bundessteuer, 1917 (1918) 

10. Proportionalwahl des National­
rates III , 1913 (1918) . . . . 

11. Spielbankenverbot, 1914 (1920). 

12. Unterstellung von Staatsverträ­
gen unter das Referendum, 
1913 (1921) 

13. Aufhebung der Militärjustiz, 
1916 (1921) 

14. Initiative betr. Einbürgerungs­
wesen, 1920 (1922) . . . . . 

15. Initiative wegen Gefährdung der 
Landessicherheit, 1920 (1922) 

16. Wählbarkeit der Bundesbeamten 
in den Nationalrat, 1921 (1922) 

17. Vermögensabgabe-Initiative, 1921 
(1922) 

18. Schutzhaftinitiative, 1919 (1923) 

19. Wahrung der Volksrechte in Zoll­
fragen, 1922 (1923) 

20. Initiative Rothenberger, 1920 
(1925) 

*) Am 27. Juni 1906 wurden 95.300 gültige Unterschriften für eine Initiative betreffend die 
Gesetzgebung über die Wasserkräfte eingereicht. Die Initiative kam jedoch nicht zur Abstimmung, 
weil sie im Hinblick auf eine Vorlage des Bundesrats, die ihren Forderungen Rechnimg trug 
(Volksabstimmung vom 25. XI. 1908), von den Initianten zurückgezogen wurde. 

') Einschliesslich 7400 weiteren Unterschriften, auf deren Prüfung der Bundesrat verzichtete, 
da am Zustandekommen der Initiative nicht zu zweifeln war. 
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Initiative 
Die erste Jahieszahl bedeutet das J a h r 
der Einreichung der Init iat ive, die zweite 

eingeklammerte 
das J a h r der Abst immung 

St immbe­
rechtigte 

Unterschriften 

absolut 

i n % 
der 

St imm­
berech­
tigten 

Stimm-
beteil. 
in % 
der 

Stimm­
berech­
tigten 

Annahme 
oder Verwerfung 

21. Spielbankinitiative, 1926 (1928) 

22. Initiative für die Getreidever-
versorgung, 1926 (1929) *) . . 

23. Strassenverkehrs-Initiative, 1927 
(1929) 

24. Initiative für das Gemeinde­
verbot, 1921 (1929) 

25. Ordensverbot-Initiative, 1928 
(1931) 2) 

1.020.000 

1.035.000 

1.044.000 

967.000 

1.050.000 

131.000 

77.000 

51.600 

145.700 

75.200 

1259 

7,5 

3,6 

1 5 a 

7,2 

55,5 

67,3 

65 , 0 

6 6 , 4 

41,« 

knapp a. 

m. erdr. M. v. 

m. gr. M. v. 

m. gr. M v. 

*) Diese Init iat ive wurde vor der Abst immung von den Init ianten zugunsten des Gegen­
entwurfs des Bundesrates fallen gelassen. 

*) Die Ordensverbot-Init iat ive kam nicht vor die Volksabstimmung, da die Ini t ianten diese 
zugunsten des Gegenentwurfs der Bundesversammlung zurückzogen. 

Anzahl der Unterschriften bei Referendumsbegehren. 

Referendumsvorlage 

1. Zivilstand und Ehe (1875). . . 
2. Politische Stimmberechtigung, 

I. Entwurf (1875) 
3. Banknotengesetz (1876) . . . . 
4. Militärpflichtersatz, I. Entwurf 

(1876) 
5. Fabrikgesetz (1877) 
6. Militärpflichtersatz, II . Entwurf 

(1877) 
7. Politische Stimmberechtigung, 

II. Entwurf (1877) 
8. Subvention der Alpenbahn (1878) 
9. Epidemiengesetz (1882) . . . . 

10. «Schulsekretär» (1882) 
11. Organisation des eidgenössischen 

Justiz- und Polizeidep. (1884) 
12. Beseitigung der Patenttaxen für 

Handelsreisende (1884) . . . 
13. Bundesstrafrecht (Stabioartikel) 

(1884) 

*) Die Zahl der Stimmberechtigten ist 

St immbe­
rechtigte *) 

637.000 
635.000 
635.000 

634.000 

634.000 

634.000 

erst von 18" 

Gültige 
Unterschriften 

absolut 

106.600 

108.700 
33.700 

80.500 
54.800 

63.300 

40.200 
36.100 
80.300 

181.000 

93.000 

93.000 

93.000 

79 an festge 

in % 
der 

St imm­
berech­
t igten1) 

5,7 
12,7 

28,5 

14,« 

14,6 

14,6 

stellt. 

Stimm­
betei­
ligung 

i n O/ 

m / 0 

61,9 

50,8 

77,2 

57,5 

57,3 

57,0 

Annahme 
oder Verwerfung 

knapp a. 

knapp v. 
m. gr. M. v. 

verworfen 
knapp a. 

knapp v. 

m. gr. M. v. 
m. gr. M. a. 
m. erdr. M. v. 
m. erdr. M. v. 

m. gr. M. v. 

knapp v. 

verworfen 
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Referendumsvorlage St immbe­
rechtigte1) 

Gültige 
Unterschriften 

absolut 

in % 
der 

Stimm­
berech­
tigten1) 

Stimm­
betei­
ligung 
in % 

Annahme 
oder Verwerfung 

14. Kanzleikosten der Gesandtschaft 
in Washington (1884) . . . . 

15. Gesetz über das Alkoholmonopol 
(1887) 

16. Schuldbetreibung- und Konkurs­
gesetz (1889) 

17. Pensionsgesetz (1891) 
18. Zolltarif (1891) 
19. Ankauf der Centralbahnen (1891) 
20. Gesandtschaftsgesetz (1895) . . 
21. Viehhandelsgesetz (1896) . . . 
22. Eisenbahnrechnungsgesetz (1896) 
23. Disziplinarstrafordnung (1896) . 
24. Bundesbank (1897) 
25. Verstaatlichung der Bahnen 

(1898) 
26. Kranken- und Unfallversicherung 

(1900) 
27. Zolltarif 1902 (1903) 
28. Maulkrattengesetz (1903) . . . 
29. Lebensmittelgesetz (1906) . . . 
30. Neue Militärorganisation (1907) 
31. Kranken- u. Unfallversicherungs­

gesetz (1912) 
32. Ordnung des Arbeitsverhältnisses 

(1920) 
33. Arbeitszeit bei den Eisenbahnen 

(1920) 
34. «Lex Häberlin» (Bundesstraf­

recht) (1922) 
35. Zonenabkommen mit Frankreich 

(1923) 
36. Abschaffung des Achtstundentags 

(Fabrikgesetz), (1924) . . . . 
37. Automobil- und Fahrradverkehrs­

gesetz (1927) 
38. Zolltarif (1929) 
39. Gesetz über die Alters- und 

Hinterbliebenen vers. (1931) . 
40. Gesetz über die Tabakbesteuerung 

(1931) 

634.000 

649.000 

661.000 
658.000 
654.000 
659.000 
689.000 
710.000 
710.000 
710.000 
717.000 

734.000 

744.000 

768.000 

768.000 

785.000 

808.000 

839.000 

957.000 

965.000 

983.000 

990.000 

996.000 

1.038.000 

1.072.000 

1.125.000 

1.125.000 

93.000 

52.400 

62.900 

84.600 

51.500 

91.700 

37.000 

46.000 

59.700 

69.400 

78.300 

85.500 

117.500 

110.500 

65.000 

57.400 

88.200 

75.900 

60.100 

59.800 

150.000 

56.000 

202.200 

91.800 
114.200 

60.900 

42.500 

U,« 

9,5 
12,8 

7,9 

13,9 

5,4 

6,5 

5,4 

10,7 

1 1 , 6 

15,8 

14,4 

8,4 

7,3 
10,9 

9 a 

6,3 

6,2 

15,3 

5,7 

20,3 

8,8 

10, 7 

4,2 

56,4 

62,5 

69,9 

67,8 

57,9 

63,8 

43,9 

5451 

56,3 

54,7 

63,0 

77,6 

65,9 

72,5 

49,7 

50,0 

74,o 

63,o 

53 ; 4 

67,a 

69,3 

51, 4 

76,o 

55,3 

67,3 

78 

78 

m. gr. M. v. 

m. gr. M. a. 

knapp a. 

m. erdr. M. v. 
angenommen 
m. erdr. M. v. 
m. gr. M. v. 
verworfen 
angenommen 
m. erdr. M. v. 
verworfen 

m. erdr. M. a. 

m. erdr. M. v. 
m. gr. M. a. 
m. gr. M. v. 
m. gr. M. a. 
angenommen 

angenommen 

knapp v. 

m. gr. M. a. 

verworfen 

m. erdr. M. v. 

m. gr. M. v. 

m. gr. M. v. 
m. erdr. M. a. 

m. gr. M. v. 

knapp v. 

x) Die Zahl der Stimmberechtigten ist erst von 1879 an festgestellt. 
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